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§49
Beantragt der Nutzer, eine über das Grundstück 

führende Energiefortleitungsanlage zu verlegen, so hat 
er alle Verlegungskosten zu tragen, wenn der Energie­
versorgungsbetrieb dem Antrag entspricht.

§50
(1) Bestehen Nutzungsbedingungen darin, daß der 

Leitungsbereich von Energiefortleitungsanlagen in 
einem festgelegten Abstand von der Leitungsachse 
holzleer zu halten ist oder daß in den festgelegten 
Leitungsbereich kein Aufwuchs hineinragen darf, so 
darf der Nutzer die dazu erforderlichen Arbeiten nur 
in Abstimmung mit dem Energieversorgungsbetrieb 
oder unter dessen Aufsicht ausführen, wenn durch sie 
eine Gefährdung des Ausführenden durch elektrischen 
Strom oder eine Gefährdung der Energiefortleitungs­
anlage eintritt.

(2) Kommt der Nutzer den Verpflichtungen gemäß 
Abs. 1 nicht nach, kann der Energieversorgungsbetrieb 
die erforderlichen Arbeiten auf Kosten des Nutzers 
vornehmen, wenn dieser auch nach Aufforderung und 
Ablauf der darin gesetzten Frist nicht tätig wurde. 
In der Aufforderung ist auf die Rechtsfolgen der 
Pflichtverletzung hinzuweisen. Wenn Gefahr im Ver­
züge ist, kann der Energieversorgungsbetrieb die er­
forderlichen Arbeiten ohne vorangegangene Aufforde­
rung entgeltlich vornehmen.

§51

Dem Energieversorgungsbetrieb werden im Hinblick 
auf die §§ 48 bis 50 volkseigene Betriebe gleichgestellt, 
soweit sie Anlagen errichten, instand halten, ändern 
oder beseitigen, die ganz oder teilweise zur Energie­
versorgung der Volkswirtschaft und der Bevölkerung 
dienen.

A b s c h n i t t  VIII

Ordnungsstrafbestimmungen

§52

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. den Forderungen gemäß § 11 Abs. 1 oder Abs. 2

2. den Verpflichtungen gemäß § 23 Abs. 4

3. den Vorschriften gemäß § 25 Abs. 1 oder Abs. 2

4. den Vorschriften gemäß § 39 Abs. 1 oder Abs. 2

5. den Verpflichtungen gemäß § 44 Abs. 3

zuwiderhandelt, kann mit einem Verweis oder mit 
einer Ordnungsstrafe von 10 M bis 300 M belegt wer­
den. 2

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus 
Vorteilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen 
Interessen mißachtenden Beweggründen oder wieder­
holt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ord­
nungsstrafe geahndet worden oder ist ein größerer 
Schaden verursacht worden oder hätte er verursacht 
werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 
1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt

1. den Vorsitzenden der Räte der Bezirke bzw. 
Kreise oder ihren zuständigen Stellvertretern bei 
Zuwiderhandlungen gegen § 11 Abs. 1 oder Abs. 2

2. den Leitern der Bilanzorgane bei Zuwiderhand­
lungen gegen § 39 Absätze 1 und 2

3. den Direktoren der Energieversorgungsbetriebe 
bei Zuwiderhandlungen gegen § 23 Abs. 4 oder 
§ 25 Abs. 1 oder Abs. 2

4. dem Leiter des kontrollierenden Organs bei Zu­
widerhandlungen gegen § 44 Abs. 3.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — 
(GBl. I S. 101).

A b s c h n i t t  IX

Schlußbestimmungen

§53

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung 
erläßt der Minister für Grundstoffindustrie im Ein­
vernehmen mit den Leitern der zuständigen zentra­
len Staatsorgane.

§54

Auf die bewaffneten Organe der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind die §§ 44 bis 52 nicht anzu­
wenden. Sonderbestimmungen können vom zuständi­
gen Minister im Einvernehmen mit dem Minister für 
Grundstoffindustrie erlassen werden.

§55
(1) Für abgenommene und bis zum 31. Dezember 

1970 noch abzunehmende zentralbeheizte Wohngebäude 
sind die Wärmeverbrauchsnormative von den Rechts­
trägern bzw. den späteren Rechtsträgern bis zum 
31. Juli 1970 zu ermitteln und festzusetzen. Sie sind ab
1. September 1970 verbindlich im Sinne des § 36.

(2) Soweit Abs. 1 nicht zutrifft, die Vorbereitungs­
unterlagen aber bereits bestätigt sind, sind die Norma­
tive nachträglich zu ermitteln und zu vereinbaren. 
Über die Termine der Leistung und die Behandlung 
der Auswirkungen sind Vereinbarungen zwischen dem 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer der Investi­
tionsvorbereitung abzuschließen.

§56
(1) Die Berechtigung des Energieversorgungsbetriebes 

odgr des ihm gleichgestellten Betriebes zur Vorberei­
tung und Durchführung der erforderlichen Instandhal­
tung (§ 48 Abs. 2) und die Verpflichtung des Nutzers 
zur Freihaltung des Leitungsbereiches von Energie-


